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Einführung

A. Einleitung

Infrastrukturen sind Motor für die wirtschaftliche Entwicklung einer Region. 
Die Versorgung mit Wasser und Energie, ein Straßenzugang, eine funktionsfähige 
Abfallentsorgung und Telekommunikationsinfrastruktur sind Grundlage für die 
Erschließung eines Gebiets für Bevölkerungs- und Unternehmensansiedlungen. 
In Zeiten zunehmender überregionaler Handelsbeziehungen ist aber auch eine 
darüber hinausgehende hochqualitative infrastrukturelle Ausstattung zu einem 
entscheidenden Standortvorteil geworden und damit unmittelbarer Faktor für die 
Schaffung von Wirtschaftskraft, Arbeitsplätzen und Wohlstand. 

Kein produzierender oder dienstleistender Unternehmer kann heutzutage darauf 
verzichten, über moderne Verkehrs- und Kommunikationsinfrastrukturen den An­
schluss an globale Märkte zu behalten. Dies betrifft keinesfalls nur multinationale  
Großkonzerne, um deren Ansiedlung politische Entscheidungsträger in verschie­
denen Gebietseinheiten werben. Auch kleine und mittelständische Unternehmen, 
deren Leitungs- und Produktionsstätten sich zuweilen in Randlagen befinden, sind 
auf die Erschließung ihrer Regionen mit leistungsfähigen Infrastrukturen angewie­
sen, um im internationalen Wettbewerb bestehen zu können. 

Gleichzeitig beschränkt sich das Erfordernis hochqualitativer Infrastrukturen al­
lerdings nicht nur auf die Bedürfnisse der Produktions- und Dienstleistungswirt­
schaft, sondern stellt darüber hinaus einen wichtigen Aspekt der Lebensqualität für 
die Menschen dar. Kulturelle Einrichtungen wie Museen und Theater sowie Frei­
zeit- und Sportanlagen wie Schwimmbäder und Multifunktionsarenen fördern die 
Attraktivität einer Gegend für Bewohner und Gäste. Der vom früheren deutschen 
Bundeskanzler Helmut Kohl zur Zeit der Wiedervereinigung geprägte Begriff der 
„blühenden Landschaften“ steht sinnbildlich für infrastrukturell hervorragend er­
schlossenen Gebiete, in denen Wirtschaft und Lebensqualität florieren. 

Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass gerade lokale politische Ak­
teure die Förderung der infrastrukturellen Entwicklung ihrer Region mit Wohlwol­
len betrachten und als politisches Ankerthema regelmäßig aufgreifen. Traditionell  
waren die Errichtung und der Betrieb von Infrastrukturen in der Europäischen 
Union ohnehin lange als allgemeine politische Aufgabe der Mitgliedstaaten betrach­
tet worden. Viele der großen Netzinfrastrukturen – Energie, Bahn, Telekommuni­
kation – wurden bis in die frühen 1990er Jahre fast ausschließlich von der öffent­
lichen Hand finanziert und monopolisiert betrieben. Auch andere Infrastrukturen 
wurden bis dahin nahezu vollständig von staatlichen Stellen bereitgestellt, sei es im 
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Verkehrsbereich (Straßen, Flughäfen, Häfen), dem Kultur- und Sportbereich (Mu­
seen, Multifunktionsarenen) oder dem Rundfunkbereich (Sendeinfrastrukturen).

Seit den 1990er Jahren haben sich die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen des 
Infrastruktursektors in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union allerdings er­
heblich gewandelt. Angestoßen durch Liberalisierungsbestrebungen in den großen 
Netzwirtschaften erlebten weite Teile des Infrastrukturbereichs in den vergange­
nen beiden Jahrzehnten eine wirtschaftspolitische Neuausrichtung. Anstelle frühe­
rer staatlicher Monopole und regulatorischer Marktzutrittsschranken entwickeln 
sich seitdem (teilweise sektorspezifisch regulierte) wettbewerbliche Strukturen auf 
immer mehr Infrastrukturmärkten. Die wettbewerbliche Öffnung des Infrastruktur­
sektors soll dafür sorgen, dass eine qualitativ hochwertige Versorgung von Unter­
nehmen und Bevölkerung mit infrastrukturellen Leistungen bei gleichzeitig mög­
lichst geringer Kostenbelastung für die öffentlichen Haushalte realisierbar wird. 

Zugleich werden zunehmend privatwirtschaftliche Unternehmen im Infrastruk­
turgeschäft tätig. Den Mitgliedstaaten kommt diese Entwicklung vor allem da­
durch entgegen, dass zunehmend privates Kapital für Infrastrukturinvestitionen 
herangezogen werden kann. Auf diese Weise können auch Projekte realisiert wer­
den, die angesichts der angespannten Finanzlagen der öffentlichen Kassen ansons­
ten kaum umsetzbar gewesen wären. Die privaten Infrastrukturunternehmen haben 
dagegen erkannt, dass mit dem Betrieb von Infrastrukturen beachtliche Gewinne 
erzielt werden können und dort langfristige Renditeperspektiven bestehen.

Die Liberalisierungsentwicklungen im Infrastruktursektors haben zur Folge, 
dass sich die Errichtung und der Betrieb von Infrastrukturen in der Union zuneh­
mend nicht mehr allein nach allgemeinpolitischen oder (raum-)planerischen Er­
wägungen der Mitgliedstaaten richtet, sondern auch nach marktwirtschaftlichen 
Gesichtspunkten. Damit geht die Entwicklung wettbewerblicher Strukturen auf 
den Infrastrukturmärkten einher, auf denen Infrastrukturbetreiber immer stärker in 
Konkurrenz zueinander treten. 

Gleichzeitig behalten die Mitgliedstaaten jedoch eine starke Stellung im In­
frastrukturbereich, da sie trotz dieser Entwicklungen zumindest auf mittelfristige 
Sicht weiterhin die wichtigsten Kapitalgeber für die Errichtung und den Betrieb 
von Infrastrukturen bleiben werden. Die Bereitstellung von Infrastrukturen über 
den freien Markt funktioniert aufgrund ihrer besonderen ökonomischen Eigen­
schaften und vor dem Hintergrund ihrer sozial- und regionalpolitischen Bedeu­
tung nicht immer in volkswirtschaftlich oder politisch erwünschenswertem Maße.

Dort jedoch, wo sich entwickelnde wettbewerbliche Strukturen auf gewollte und 
gesamtwirtschaftlich teils auch sinnvolle politische mitgliedstaatliche Interven­
tionen treffen, stellt sich die rechtliche Frage, wie der von den Europäischen Ver­
trägen geforderte Wettbewerbsschutz im Binnenmarkt mit den Interessen der Mit­
gliedstaaten an wirtschaftspolitischen Eingriffen in Infrastrukturmärkte in Einklang 
gebracht werden kann. Nicht ohne Grund besteht auch heute noch die Ansicht, über 
50 Jahre nach Einführung der ersten Fassungen der europäischen Wettbewerbs­
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regeln, dass die größten Gefahren für den Wettbewerb im Binnenmarkt nicht etwa 
von zur Kartellbildung und zum Monopolmissbrauch geneigten Unternehmen aus­
gehen. Vielmehr lägen diese in den wirtschaftspolitischen Eingriffen der Mitglied­
staaten1. Andererseits stellt sich allerdings exemplarisch gerade im Infrastruktur­
bereich die Frage, warum dort nicht politischen und planerischen Zielvorstellungen 
der Vorrang gegenüber ohnehin als insgesamt unvollkommen betrachteten Markt­
strukturen gewährt werden sollte.

Mit der Beihilfenkontrolle statten die Europäischen Verträge die Europäische 
Kommission2 mit einem wirkungsstarken Instrument aus, um den Schutz des 
Wettbewerbs im Binnenmarkt vor der mitgliedstaatlichen Gewährung materiel­
ler Vorteile an bestimmte Unternehmen zu gewährleisten. Solange im Infrastruk­
turbereich in der Vergangenheit keine wettbewerblichen Strukturen bestanden 
und die Förderung der Errichtung und des Betriebs von Infrastrukturanlagen als 
allgemeine wirtschafts- und planungspolitische der Mitgliedstaaten angesehen 
wurde, konnte diese auch nicht der Beihilfenaufsicht der Kommission unterfallen. 
Mit der schrittweisen Liberalisierung der alten Staatsmonopole, dem steigenden 
Einfluss privater Unternehmen und der weiteren wirtschaftlichen Fortentwicklung 
des Infrastruktursektors erkannte die Kommission jedoch die Erforderlichkeit, den 
Wettbewerbsschutz und die Anwendung der Beihilfenvorschriften auch auf mit­
gliedstaatliche Infrastrukturmaßnahmen auszudehnen. 

Freilich bewegt sie sich dabei in einem wirtschaftlich, politisch und rechtlich 
aufgeladenen Spannungsfeld: Während sie auf der einen Seite über das Beihilfen­
recht den Wettbewerbsschutz als ihre Aufgabe aus den Verträgen durchzusetzen 
hat und damit am Projekt eines von Wettbewerbshemmnissen freien Binnenmarkts 
mitwirkt, muss sie auf der anderen Seite ihre nur begrenzten Kompetenzen zur 
Mitgestaltung der mitgliedstaatlichen Wirtschaftspolitiken im Allgemeinen und 
der Infrastrukturpolitik im Besonderen beachten. Schnell sieht sie sich von mit­
gliedstaatlicher Seite dem Vorwurf ausgesetzt, die Regeln der Beihilfenkontrolle 
nur als Vorwand dazu zu nutzen, jenseits ihrer Zuständigkeit eine eigene Harmoni­
sierungspolitik im Infrastrukturbereich anzustreben. Andererseits stehen mitglied­
staatliche Kritiker der Kommissionspraxis zuweilen nicht völlig zu Unrecht in 
dem Verdacht, ein bewusstes Eigeninteresse an der Aushebelung des Wettbewerbs­
schutzes im Infrastrukturbereich zu haben, um auf diese Weise öffentlichen Unter­
nehmen oder Mitgliedern alter politischer Netzwerke aus Zeiten vor der Liberali­
sierung wirtschaftliche Vorteile im lukrativen Infrastrukturgeschäft zu verschaffen.

Unabhängig von der politischen Bewertung derartiger Sachverhalte geht es bei 
einer rechtlichen Analyse der Anwendbarkeit der Vorschriften des Beihilfenrechts 
auf mitgliedstaatliche Infrastrukturvorhaben somit um handfeste Machtfragen: 
Haben die Mitgliedstaaten oder hat die Union das letzte Wort bei der Planung, Or­
ganisation und Finanzierungsgestaltung von Infrastrukturprojekten?

	 1	So etwa Emmerich, Kartellrecht, S. 19.
	 2	Im Folgenden nur „Kommission“.


